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Stadt Rödermark Drucksache Nr.: DS/145/26-1 
Antrag vom 04.06.2026 Einreicher/in: Herr Beicken, BjörnFreie 
Wähler Rödermark 
öffentlich 
 
 
Änderungsantrag der FWR-Fraktion:  

Antrag der FDP-Fraktion: Änderung der Geschäftsordnung der Stadt 
Rödermark: Einfügung eines neuen § 26a – Bild- und Tonübertragung 
öffentlicher Sitzungen 

Antrag zur Vorlage DS/145/26 

Antragstellung: Freie Wähler Rödermark 
 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Ö/N 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
(Entscheidung) 16.06.2026 Ö 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich grundsätzlich, insbesondere im Hinblick 
auf eine niedrigschwellige, barrierearme und transparente Information der Öffentlichkeit über 
kommunalpolitische Entscheidungsprozesse, für die Möglichkeit von Bild- und 
Tonübertragungen aus öffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Rödermark aus. 
 
2. Der Magistrat wird beauftragt, einen Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung der 
Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse der Stadt Rödermark vorzulegen, der 
die rechtlichen und organisatorischen Voraussetzungen für Bild- und Tonübertragungen 
öffentlicher Sitzungen schafft.  
 
3. In die Geschäftsordnung ist insbesondere aufzunehmen, dass die Durchführung einer 
Bild- und Tonübertragung vor jeder einzelnen Sitzung der ausdrücklichen Zulassung durch 
den/die Stadtverordnetenvorsteher/in bedarf. Die Zulassung kann insbesondere versagt 
werden, wenn rechtliche, technische oder organisatorische Gründe einer Übertragung 
entgegenstehen. 
 
4. Die konkrete Einführung von Livestreams bzw. Bild- und Tonübertragungen erfolgt nicht 
automatisch mit Inkrafttreten der Geschäftsordnungsänderung. Über die tatsächliche 
Durchführung von Livestream-Übertragungen entscheidet die Stadtverordnetenversammlung 
durch gesonderten Beschluss.  
 
5. Die konkrete Ausgestaltung der Geschäftsordnungsregelungen – insbesondere 
hinsichtlich Live-Übertragung, Aufzeichnung und nachträglicher Bereitstellung, 
Einwilligungserfordernissen, Datenschutz, Persönlichkeitsrechten sowie technischen 
Anforderungen  – ist im Entwurf darzustellen und der Stadtverordnetenversammlung zur 
Entscheidung vorzulegen.  
 
 
Begründung: 
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Die Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Bild- und Tonübertragungen in der 
Geschäftsordnung ist von der tatsächlichen Durchführung solcher Übertragungen zu 
unterscheiden. Die Geschäftsordnung soll zunächst lediglich die Möglichkeit eröffnen, 
öffentliche Sitzungen zu übertragen. Die Entscheidung, ob und ab welchem Zeitpunkt 
Livestreams tatsächlich durchgeführt werden, sollte aufgrund der damit verbundenen 
organisatorischen, technischen, datenschutzrechtlichen und finanziellen Auswirkungen 
ausdrücklich der Stadtverordnetenversammlung vorbehalten bleiben. 

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass vor jeder Sitzung geprüft werden kann, ob die 
Voraussetzungen für eine Übertragung vorliegen. Deshalb soll die Geschäftsordnung 
vorsehen, dass jede Bild- und Tonübertragung der vorherigen Zulassung durch den/die 
Stadtverordnetenvorsteher/in bedarf. Hierdurch wird eine rechtssichere und geordnete 
Durchführung gewährleistet.  

 
 
Anlage/n: 
Keine 
 
 
 


	Vorlage

